
 

  

S 20 KR 115/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Hörgerät
Leitsätze -
Normenkette SGB 5 § 33

1. Instanz

Aktenzeichen S 20 KR 115/16
Datum 17.11.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 KR 525/17
Datum 26.09.2019

3. Instanz

Datum -

Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Neuruppin vom 17. November 2017 wird
aufgehoben. Die Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 30. Oktober
2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 3. Februar 2016 verurteilt,
der KlÃ¤gerin 1.561,- Euro zu zahlen. Die Beklagte hat auch die notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin fÃ¼r das gesamte Verfahren zu tragen.
Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten Ã¼ber eine Kostenerstattung fÃ¼r HÃ¶rgerÃ¤te. Die 1963 geborene
KlÃ¤gerin ist Sachbearbeiterin bei einer Gemeinde und als BeschÃ¤ftigte bei der
Beklagten krankenversichert. Sie ist auf dem linken Ohr ertaubt und auf dem
rechten schwerhÃ¶rig. Ihre HNO-Ã�rztin Dr. Rh verordnete am 23. Juni 2014 eine
HÃ¶rhilfe "erbitte Versuch CROSS-Versorgung!" Die KlÃ¤gerin beantragt am 9.
September 2014 bei der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund) die
HÃ¶rgerÃ¤te als Antrag auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben als Hilfsmittel,
das behinderungsbedingt zur BerufsausÃ¼bung erforderlich sei. Unter dem 23.
September 2014 leitete die DRV Bund den Antrag an die Beklagte weiter. Begehrt
wÃ¼rden Leistungen zur krankenversicherungsrechtlichen Versorgung in jeglicher
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beruflicher TÃ¤tigkeit. Die KlÃ¤gerin hatte eine Kostenaufstellung ihrer
HÃ¶rgerÃ¤teakustikerin KbeigefÃ¼gt Ã¼ber die Versorgung mit einem HÃ¶rgerÃ¤t
PA fÃ¼r rechts und einem C-P fÃ¼r links (VV Blatt 22).

Die Beklagte bewilligte mit Bescheid vom 30. Oktober 2014 eine
KostenÃ¼bernahme in HÃ¶he von 1.013,50 EUR. Sie habe mit den
HÃ¶rgerÃ¤teakustikern einen Vertrag ausgehandelt, der den Versicherten ein
hochwertiges digitales HÃ¶rgerÃ¤t garantiere. Der HÃ¶rgerÃ¤teakustiker sei
verpflichtet, mindestens ein digitales HÃ¶rgerÃ¤t anzubieten ohne dass
Zusatzkosten entstÃ¼nden. Die KlÃ¤gerin mÃ¼sse nicht befÃ¼rchten, mit einem
minderwertigen GerÃ¤t versorgt zu werden. Der Vertrag stelle sicher, dass der
HÃ¶rverlust der KlÃ¤gerin auf medizinisch und technisch bestmÃ¶gliche Weise
ausgeglichen werde. Das HÃ¶rgerÃ¤t mÃ¼sse mindestens vier KanÃ¤le und drei
HÃ¶rprogramme enthalten sowie RÃ¼ckkopplungen und StÃ¶rschall
unterdrÃ¼cken. Zugleich sollen mehrere Mikrofone ein umfassendes HÃ¶ren
gewÃ¤hrleisten.

Die KlÃ¤gerin erhob am 28. November 2014 Widerspruch, soweit eine volle
KostenÃ¼bernahme abgelehnt worden sei. Sie sei auf die von ihr ausgewÃ¤hlten
und getesteten HÃ¶rhilfen angewiesen. Andere GerÃ¤te versorgten sie in ihrem Fall
nicht ausreichend. Ein Sprachverstehen bei UmgebungsgerÃ¤uschen und in
grÃ¶Ã�eren Personengruppen sei ihr anders nicht ausreichend mÃ¶glich. Sie
beantragte mit Schreiben vom 9. MÃ¤rz 2015 (erneut) die volle KostenÃ¼bernahme
der von ihr benÃ¶tigten HÃ¶rgerÃ¤te laut Kostenaufstellung vom 14. August 2014.
Sie habe diese GerÃ¤te mit denen ohne Zusatzkosten verglichen. Im Ergebnis
handele es sich um dasjenige, welches ihren HÃ¶rschaden (Taubheit links und
verringertes HÃ¶rvermÃ¶gen rechts) am besten ausgleiche und ihr ein HÃ¶ren ohne
RÃ¼ckkopplungseffekte und eine VerstÃ¤ndigung nicht lediglich im
EinzelgesprÃ¤ch vor einer gerÃ¤uscharmen Kulisse ermÃ¶gliche. Das HÃ¶rgerÃ¤t
ohne Zusatzkosten kÃ¶nne sie nicht akzeptieren, da es gravierende MÃ¤ngel
aufweise. Trotz der Feinanpassung durch den Akustiker sei die unverstÃ¤ndliche
und verzerrte Sprachwiedergabe nicht ausgleichbar gewesen. Die Messung beim
Akustiker habe 100% ergeben, nicht jedoch am Arbeitsplatz und auch die
unangenehmen Sprachverzerrungen im Kreis groÃ�er Personengruppen seien sehr
belastend. Das GerÃ¤t habe starke HintergrundgerÃ¤usche und ein stÃ¤ndiges
Grundrauschen. AuÃ�erdem mÃ¼sse es stÃ¤ndig zur LautstÃ¤rkeregulierung
nachgestellt werden. Bei bestimmten Tonlagen habe es eine schlechte
KlangqualitÃ¤t. Das Verbindungskabel sei im Alltag stÃ¶rend. Die Beklagte
antwortete mit Schreiben vom 24. MÃ¤rz 2015, die objektiven Messungen belegten
keinen Gebrauchsvorteil. Das Sprachverstehen in Ruhe sowie mit StÃ¶rgerÃ¤usch
betrage bei beiden GerÃ¤ten 95% bzw. 100%. Sie wies den Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 3. Februar 2016 zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte
sie ergÃ¤nzend aus, mit dem 2012 bzw. 2013 geschaffenen neuen
Festbetragsgruppensystem und den geltenden FestbetrÃ¤gen seien die Vorgaben
des Bundessozialgerichtes (BSG) an eine Versorgung mit HÃ¶rgerÃ¤ten aus dem
Urteil vom 17. Dezember 2009 (B 3 KR 20/08) umgesetzt. Auch bei der KlÃ¤gerin sei
der Leistungsanspruch mit Zahlung der vereinbarten Pauschale voll erfÃ¼llt. Den
Anpassberichten sei zu entnehmen, dass die KlÃ¤gerin mit dem HÃ¶rgerÃ¤t zum
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Vertragspreis G fÃ¼r das rechte Ohr und das Mikrofon M5 fÃ¼r das linke Ohr die
gleichen guten HÃ¶rwerte erzielt habe kÃ¶nnen. Ein (wesentlicher)
Gebrauchsvorteil sei mit der streitigen Versorgung nicht erreicht. Auch der Hinweis,
dass die HÃ¶rgerÃ¤te fÃ¼r die Berufliche TÃ¤tigkeit als SekretÃ¤rin benÃ¶tigt
wÃ¼rden, da sie erheblichen Neben- und StÃ¶rgerÃ¤uschen ausgesetzt sei, kÃ¶nne
keine andere Entscheidung begrÃ¼nden. Die Anforderungen an die HÃ¶rsysteme
aufgrund der ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit gingen nicht Ã¼ber das MaÃ� der
Anforderungen hinaus, die alltÃ¤glich im Privatbereich auftrÃ¤ten.

Die KlÃ¤gerin hat hiergegen am 9. Februar 2016 Klage beim Sozialgericht
Neuruppin (SG) erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat sie ausgefÃ¼hrt, sie kÃ¶nne nicht
auf pauschale FestzuschÃ¼sse verwiesen werden, wenn damit die
HÃ¶rbehinderung nicht ausgeglichen werde. Sie habe vielmehr einen Anspruch auf
ein HÃ¶rgerÃ¤t, dass ihr HÃ¶rvermÃ¶gen dem eines gesunden angleiche.

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 17. November 2017 abgewiesen.
Zur BegrÃ¼ndung hat es auf den Widerspruchsbescheid der Beklagten verwiesen.

Gegen diese ihr am 20. November 2017 zugestellte Entscheidung richtet sich die
Berufung der KlÃ¤gerin vom 20. Dezember 2017. Zur BegrÃ¼ndung hat sie
zusÃ¤tzlich ausgefÃ¼hrt, auch noch ein HÃ¶rgerÃ¤t zum Festbetragspreis der
Firma S ausprobiert zu haben. Die Sprachwiedergabe sei aber trotz Feinanpassung
durch den Akustiker unverstÃ¤ndlich und verzerrt gewesen. Ein hundertprozentiges
Verstehen im Alltag sei nicht mÃ¶glich gewesen. Zudem sei ein stÃ¤ndiges
Grundrauschen und auch starke HintergrundgerÃ¤usche auszumachen gewesen.
Sobald im Fernsehen Musik gespielt worden sei oder gesprochen worden sei, habe
es gerauscht. Auch habe die KlÃ¤gerin in ihrer Wohnung ein Rauschen wahrnehmen
mÃ¼ssen, wenn auf der StraÃ�e ein Auto vorbeigefahren sei. Dies habe dazu
gefÃ¼hrt, dass sich auch der Tinnitus bei der KlÃ¤gerin wieder verstÃ¤rkt habe. Bei
groÃ�en Personengruppen in einem Raum habe es unangenehme
Sprachverzerrungen gegeben. Ferner habe es bei bestimmten TÃ¶nen eine
unangenehme LautstÃ¤rke gegeben, so dass stÃ¤ndig die LautstÃ¤rke habe
nachgestellt werden mÃ¼ssen. Auch stÃ¶re das beide HÃ¶rgerÃ¤te verbindende
Kabel, da sich diese in den Haaren oder Kleidung verfange. DemgegenÃ¼ber
trÃ¤ten bei den von der KlÃ¤gerin favorisierten HÃ¶rgerÃ¤ten keine
EinschrÃ¤nkungen bei UmgebungsgerÃ¤uschen oder beim Sprachverstehen in
grÃ¶Ã�eren Personengruppen auf. Auch sei die Sprachwiedergabe deutlich und
ohne Rauschen. Sie hat eine Aufstellung der von ihr seit Dezember 2017 getesteten
HÃ¶rgerÃ¤te eingereicht. Sie hat sich im Juni 2018 zur Anschaffung des
HÃ¶rgerÃ¤tes A rechts sowie eines Cros entschieden (Gesamtbetrag 2.554,51 EUR).
Sie bezahlte dem Akustikbetrieb hierfÃ¼r (ohne den Eigenanteil von 10,- EUR)
1.561,- EUR. Sie beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Neuruppin vom 17. November 2017
aufzuheben und die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 30. Oktober
2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 3. Februar 2016 zu
verurteilen, ihr Kosten in HÃ¶he 1.561,- EUR zu erstatten.
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Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat erklÃ¤rt, einer KlageÃ¤nderung bzw. Klageerweiterung nicht zuzustimmen.
Die nunmehr beschafften HÃ¶rsysteme seien bislang nicht streitgegenstÃ¤ndlich
gewesen.

Der Senat hat den Rechtsstreit mit Beschluss vom 19. August 2019 gemÃ¤Ã� Â§
153 Abs. 5 Sozialgerichtsgesetz (SGG) dem Berichterstatter zur Entscheidung
zusammen mit den ehrenamtlichen Richtern Ã¼bertragen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte in der Besetzung durch den Berichterstatter zusammen mit den
ehrenamtlichen Richtern gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 5 SGG entscheiden. Der Rechtsstreit
weist keine besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art auf (Â§
105 Abs. 1 Satz 1 SGG).

Die Berufung hat Erfolg. Der angefochtene Bescheid vom 30. Oktober 2014 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 3. Februar 2016 ist rechtswidrig und
verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten, soweit eine KostenÃ¼bernahme Ã¼ber den
Festbetrag abgelehnt wurde. Streitgegenstand war und ist die Entscheidung der
Beklagten, mit der die Ã�bernahme (Sachleistung) bzw. nunmehr die Erstattung
(Kostenerstattungsanspruch) der den Festbetrag Ã¼bersteigenden Kosten der
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung abgelehnt worden ist (vgl. BSG, Urteil vom 24. Januar 2013
â�� B 3 KR 5/12 R â�� Rdnr. 12). Soweit sich der Kostenerstattungsanspruch
nunmehr auf die Versorgung mit einem Nachfolgemodell der ursprÃ¼nglich
begehrten HÃ¶rgerÃ¤teversorgung bezieht, kann dahingestellt bleiben, ob eine
KlageÃ¤nderung vorliegt (Â§ 99 Abs. 1 SGG). Denn auch KlageÃ¤nderung ist
sachdienlich, weil damit der Streit in einem Verfahren beigelegt und endgÃ¼ltig
bereinigt werden kann (vgl. Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt SGG, 12.
Auflage 2017, B. Schmidt Â§ 99 Rdnr. 10 mit Rechtsprechungsnachweisen).

Der Anspruch auf Kostenerstattung stellt sich als kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 4 SGG dar (vgl. BSG, a. a. O, Rdnr. 13).

Die KlÃ¤gerin hat einen Anspruch auf die Versorgung bestehend aus dem Cros-
GerÃ¤t und dem HÃ¶rgerÃ¤t P und damit auf Kostenerstattung Ã¼ber den
Festbetrag hinaus.

Anspruchsgrundlage hierfÃ¼r ist Â§ 13 Abs. 3 Satz 1, 2. Alternative
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V). Der Anspruch ist zunÃ¤chst nicht
ausgeschlossen, weil der Beschaffungsweg nicht eingehalten wurde. Denn die
KlÃ¤gerin hat sich zur Kaufpreiszahlung erst im Jahr 2018 verpflichtet, Jahre
nachdem der ablehnende Bescheid bereits ergangen war.

Der Kostenerstattungsanspruch nach Â§ 13 Abs. 3 Satz 1, Zweite Alternative SGB V

                               4 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/105.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/105.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%205/12%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/99.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html


 

reicht grundsÃ¤tzlich nicht weiter als ein entsprechender Naturalleistungsanspruch.
Er setzt voraus, dass die selbst beschaffte Behandlung zu den Leistungen gehÃ¶rt,
welche die Krankenkassen allgemein in Natur, als Sach- oder Dienstleistung zu
erbringen haben. Rechtsgrundlage fÃ¼r die Versorgung mit einem HÃ¶rgerÃ¤t ist 
Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V. Es besteht ein Anspruch auf HÃ¶rhilfen, die erforderlich
sind, um u.a. eine Behinderung auszugleichen, soweit dies im Rahmen des
Notwendigen und Wirtschaftlichen erforderlich ist (Bundessozialgericht [BSG], Urteil
vom 24. Januar 2013 â�� B 3 KR 5/12 R â�� Rdnr. 29 ff). Die hier geltende
Festbetragsregelung aufgrund Â§ 36 SGB V ist eine Begrenzung des Anspruches auf
eine Hilfsmittelversorgung aufgrund des Wirtschaftlichkeitsgebotes des Â§ 12 Abs. 1
SGB V. Dies rechtfertigt eine entsprechende Begrenzung des Leistungsumfangs,
sofern eine ausreichende Versorgung zum Festbetrag nicht unmÃ¶glich ist (BSG,
Urteil vom 17. Dezember 2009 â�� B 3 KR 20/08 R â�� juris â�� Rdnr. 29 ff).
Demzufolge verpflichtet Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V nicht dazu, den Versicherten
jede gewÃ¼nschte, von ihnen fÃ¼r optimal gehaltene Versorgung zur VerfÃ¼gung
zu stellen. Ausgeschlossen sind AnsprÃ¼che auf teure Hilfsmittel, wenn eine
kostengÃ¼nstigere Versorgung fÃ¼r den angestrebten Nachteilsausgleich
funktionell ebenfalls geeignet ist. In dem Versorgungsauftrag der gesetzlichen
Krankenversicherung ist eine kostenaufwÃ¤ndigere Versorgung nur dann
eingeschlossen, wenn durch sie eine Verbesserung bedingt ist, die einen
wesentlichen Gebrauchsvorteil gegenÃ¼ber einer kostengÃ¼nstigeren Alternative
bietet. Keine Leistungspflicht besteht dagegen fÃ¼r solche Innovationen, die nicht
die FunktionalitÃ¤t betreffen, sondern in erster Linie die Bequemlichkeit und den
Komfort bei der Nutzung des Hilfsmittels. Dasselbe gilt fÃ¼r lediglich Ã¤sthetische
Vorteile oder dann, wenn einer nur geringfÃ¼gigen Verbesserung des
Gebrauchsnutzens ein als unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig einzuschÃ¤tzender Mehraufwand
gegenÃ¼ber steht (BSG, Urteil vom 24. Januar 2013, a.a.O., Rdnr. 34). Nach diesen
GrundsÃ¤tzen ist hier eine Selbstbeschaffung im Juni 2018 zum Festbetrag nicht
mÃ¶glich gewesen. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass das gewÃ¤hlte System
objektivierbar relevante Gebrauchsvorteile gegenÃ¼ber den anderen getesteten
aufzahlungsfreien Systemen aufweist. Die KlÃ¤gerin hat vorgerichtlich wie im
Klageverfahren detailliert angegeben, dass mit den anderen GerÃ¤ten
HintergrundgerÃ¤usche, Sprachverzerrungen und schlechte KlangqualitÃ¤t
aufgetreten sei. Sprache sei nur verzerrt oder unverstÃ¤ndlich zu vernehmen
gewesen. Der Umstand, dass mit FestbetragsgerÃ¤ten in der Kabine Ã¤hnliche
Messergebnisse erzielt werden, erfordert keine andere Beurteilung. Denn zu diesen
Messungen mÃ¼ssen praktische Tests Ã¼ber die subjektive Eignung im tÃ¤glichen
Gebrauch hinzukommen. HÃ¶rgerÃ¤te sollen ein HÃ¶ren nicht nur in einer
HÃ¶rkabine mit oder ohne StÃ¶rgerÃ¤usch ermÃ¶glichen. Die KlÃ¤gerin hat hier im
Laufe der Jahre eine ganze Reihe von HÃ¶rgerÃ¤ten in Alltagssituationen getestet.
Bietet ein HÃ¶rgerÃ¤teakustiker â�� wie vorliegend mÃ¶glicherweise â�� kein
ausreichendes und zweckmÃ¤Ã�iges eigenanteilfreies HÃ¶rgerÃ¤t an, etwa weil er
davon ausgeht oder vorgibt, im konkreten Fall sei eine eigenanteilsfreie Versorgung
nicht ausreichend oder zweckmÃ¤Ã�ig oder erweisen sich die angebotenen
eigenanteilsfreien GerÃ¤te aus Sicht des Versicherten als nicht ausreichend, muss
dieser grundsÃ¤tzlich â�� ggf. mit dem Akustiker â�� den Dialog mit der
Krankenkasse suchen. Dieser Obliegenheit ist die KlÃ¤gerin hier nachgekommen.
Die Kasse ist dann gehalten, die Versicherte bei der Suche nach einem geeigneten
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eigenanteilsfreien GerÃ¤t zu unterstÃ¼tzen, ggf. unter Zuhilfenahme des MDK, in
dem sie ihm konkrete Angebote ausreichender und zweckmÃ¤Ã�iger
eigenanteilsfreier GerÃ¤te aufzeigt und ihn bei der Testung unterstÃ¼tzt oder aber
sich bereit erklÃ¤rt, die Mehrkosten einer hÃ¶herwertigen Versorgung zu
Ã¼bernehmen. Verweigert die Krankenkasse â�� wie hier im Hinblick auf den
streitgegenstÃ¤ndlichen Ablehnungsbescheid â�� einen solchen Dialog und entzieht
sie sich jeglicher Versorgungsverantwortung, kann sie sich im Erstattungsstreit
nicht darauf berufen, es stÃ¼nden eigenanteilsfreien GerÃ¤te zur VerfÃ¼gung. Dies
folgt bereits aus dem sich aus Â§ 242 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch ableitenden
Verbots widersprÃ¼chlichen Verhaltens. Die Krankenkasse kann sich nicht
einerseits die gesamte Verantwortung fÃ¼r die Versorgung auf den
Leistungserbringer vertraglich auslagern und den Versicherten allein an diesen
verweisen und sich andererseits darauf berufen, die Auskunft des
Leistungserbringers, eine medizinische ausreichend und zweckmÃ¤Ã�ige
Versorgung ohne Eigenanteil sei nicht mÃ¶glich, unzutreffend zu erachten (so
bereits Urteil des Senats vom 25. Juli 2018 â�� L 1 KR 335/17 unter Bezugnahme
auf Sozialgericht Berlin, Urteil vom 7. MÃ¤rz 2016 â�� S 81 KR 76/14 â�� juris â��
Rdnr. 37 â�� 40). Die Beklagte hat sich hier darauf beschrÃ¤nkt, objektive
Gebrauchsvorteile der gewÃ¼nschten Versorgung nicht feststellen zu kÃ¶nnen.

Im gerichtlichen Verfahren ist es nicht (mehr) Aufgabe der Sozialgerichtsbarkeit,
durch Beauftragung etwa eines gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen eine vergleichende
Untersuchung des HÃ¶rvermÃ¶gens des Versicherten mit verschiedenen
HÃ¶rgerÃ¤ten und Einstellungen nachzuholen. Aus der sich aus Â§ 2 Abs. 1 Satz 1
SGB V ergebenen Sachleistungsverantwortung ergibt sich vielmehr, dass es
grundsÃ¤tzlich die Verpflichtung der Krankenkassen ist, ihre Versicherten zu
informieren und zu beraten. Dies wird durch die Vereinbarung von FestbetrÃ¤gen
nicht auÃ�er Kraft gesetzt (BSG, Urteil vom 17. Dezember 2009, a. a. O. Rdnr. 36).
Unterbleibt die Beratung des Versicherten, werden die Krankenkassen in einem
anschlieÃ�enden gerichtlichen Verfahren nicht mehr mit dem Einwand gehÃ¶rt,
dass es mÃ¶glicherweise auch andere gÃ¼nstigere GerÃ¤te gegeben hÃ¤tte.
Allerdings ist es im Gegenzug auch Sache der Versicherten, auf Beratungsangebote
einzugehen und bei der Auswahl des geeignetsten HÃ¶rgerÃ¤tes mitzuwirken.
Diese Bereitschaft hat die KlÃ¤gerin gezeigt, indem sie diverse zuzahlungsfreie
GerÃ¤te getestet hat.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Ergebnis in der
Sache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 sind
nicht ersichtlich. Es handelt sich um einen Einzelfall.

Erstellt am: 29.10.2019

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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